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Drucksache 1955 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des 
Rechts des öffentlichen Dienstes 

— Drucksache 1080 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kühn (Bonn) 


1. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung am 30. April 1959 i 
vorgelegte Entwurf eines Gesetzes über die Zu- ' 
ständigkeit auf dem Gebiet des Rechts des öffent- 
lichen Dienstes — Drucksache 1080 — , zu dem der 
Bundesrat in seiner 200. Sitzung am 19. Dezember 
1958 Stellung genommen hatte, ist in der Sitzung 
des Bundestages vom 10. Juni 1959 dem Ausschuß 
für Inneres überwiesen worden. Der Ausschuß hat ; 
den Entwurf in mehreren Sitzungen beraten. 

Der Gesetzentwurf ist, wie die Begründung dar- i 
legt, dadurch veranlaßt worden, daß bei der Neu- ’ 
bildung der Bundesregierung im Oktober 1957 die 
Aufgaben des Bundesministers der Finanzen auf 
dem Gebiet des Rechts des öffentlichen Dienstes 
auf den Bundesminister des Innern übertragen wor- 
den sind. Der Ausschuß hat diesen Zuständigkeits- 
übergang begrüßt, weil er sowohl zu einer Ver- 
waltungsvereinfachung wie auch zu einer klaren 
Regelung der Ministerverantwortung für das 
Recht des öffentlichen Dienstes führt. Der Aus- 
schuß hat geprüft, ob das Gesetz überhaupt not- 
wendig ist, weil nach einer verbreiteten Auffas- 
sung in Literatur und Rechtsprechung bei einer 
Änderung der Geschäftsverteilung zwischen den 
Bundesministerien der Übergang auch gesetz- 
lich festgelegter Zuständigkeiten bereits mit dem 
die Geschäftsverteilung ändernden Organisations- | 
akt der Bundesregierung eintritt. Da diese Auf- 
fassung jedoch nicht unbestritten ist, hat es der 
Ausschuß für zweckmäßig gehalten, den Übergang 
der dienstrechtlichen Aufgaben des Bundesmini- 
sters der Finanzen auf den Bundesminister des 
Innern durch eine ausdrückliche Änderung der ein- ^ 
schlägigen gesetzlichen Vorschriften klarzustellen. | 
Mit einer solchen Gesetzesänderung wird auch der 
strengsten Auffassung über die Abgrenzung zwi- | 


sehen den aus der Organisationsgewalt abzulei- 
tenden Rechten der Bundesregierung und den Be- 
fugnissen des Gesetzgebers Rechnung getragen. 

II. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Der Ausschuß hat die einleitenden Worte der 
Absätze 1 und 2 aus sprachlichen Gründen neu 
gefaßt und die Zitate der in Absatz 1 genannten 
Gesetze teils auf den neuesten Stand gebracht, 
teils vereinfacht. In Absatz 2 Nr. 2 hat er die §§ 17, 
20 und 22 des Postverwaltungsgesetzes in die dort 
erwähnten Vorschriften eingefügt, weil die in den 
genannten Paragraphen enthaltenen Zuständig- 
keiten haushaltsrechtlicher Natur sind und deshalb 
bei dem Bundesminister der Finanzen verbleiben 
sollen. 

Zu § 2 

Der Ausschuß ist den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates nicht gefolgt, sondern hat aus den in 
der Stellungnahme der Bundesregierung hierzu er- 
wähnten Gründen an der Regierungsvorlage festge- 
halten. 

Zu § 4 

Der Ausschuß hatte gegen die im Regierungsent- 
wurf vorgesehene weitgehende Beteiligung des 
Bundesministers der Finanzen bei Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Rechts des Öffentlichen Dienstes 
erhebliche Bedenken, weil hierdurch die mit dem 
Übergang der dienstrechtlichen Zuständigkeiten 
des Bundesministers der Finanzen auf den Bundes- 
minister des Innern angestrebte Verwaltungsver- 
einfachung gefährdet und die Ressortverantwortung 
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für das Recht des öffentlichen Dienstes verwischt 
werden könnte. Der Ausschuß war insbesondere 
der Auffassung, daß vor Entscheidungen, die ledig- 
lich Einzelfälie betreffen, die Zustimmung des BMF 
nicht notwendig sein soll. 

Zu § 6 

Die vorgenommene Streichung entspricht dem 
Änderungsvorschlag des Bundesrates. 

Der Haushaltsausschuß, der auf Grund eines Be- 
schlusses des Ältestenrates an der Beratung des 
Gesetzentwurfs beteiligt worden ist, hat das Ge- 
setz in seiner Sitzung vom 18. Mai 1960 behandelt. 
Er hat ihm in der vom Ausschuß vorgeschlagenen 
Fassung unter folgenden Voraussetzungen zuge- 
stimmt: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 ist § 96 Abs. 2 Satz 1 des 
Bundesbeamtengesetzes wie. folgt zu fassen: 
„Ständige ordentliche Mitglieder sind der Prä- 
sident des Bundesrechnungshofes als Vorsitzen- 
der sowie der Leiter der Personalrechtsabtei- 
lung des Bundesministeriums des Innern und 
ein Vertreter des Bundesministeriums der Fi- 
nanzen." 

2. § 4 soll folgende Fassung erhalten: 

,§ 4 

Nach ^ 36 b der Reichshaushaltsordnung wird 
folgende Vorschrift eingefügt; 

36 c 

Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen, allge- 
meinen Verwaltungsvorschritten und Richtlinien, 
vor dem Abschluß von Tarifverträgen oder vor 
sonstigen Maßnahmen von grundsätzlicher, über 
den Einzelfall hinausreichender Bedeutung im 


Bereich des Rechts des öffentlichen Dienstes hat 
der hierfür zuständige Bundesminister die Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen her- 
beizuführen, soweit der Bund durch derartige 
Neuregelungen zu Mehrausgaben verpflichtet 
wird." ' 

Der Ausschuß für Inneres hat sich mit den Be- 
schlüssen des Haushaltsausschusses nochmals ein- 
gehend befaßt. Er konnte ihnen jedoch nicht folgen. 
Soweit der Haushaltsausschuß eine andere Fassung 
für die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 vorgesehene Ände- 
rung des § 96 Abs. 2 Satz 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes vorgeschlagen hat, hat sie der Ausschuß 
für Inneres einstimmig abgelehnt und beschlossen, 
insoweit an der Regierungsvorlage festzuhalten, als 
die dort vorgesehene Zusammensetzung des Bun- 
despersonalausschusses aus dem Übergang der Zu- 
ständigkeiten auf dem Gebiet des Rechts des 
öffentlichen Dienstes vom Bundesminister der Fi- 
nanzen auf den Bundesminister des Innern folgt. 

Den weiteren Vorschlag des Flaushaltsausschus- 
ses zu § 36 c der Reichshaushaltsordnung, die Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen auch 
vor sonstigen Maßnahmen von grundsätzlicher, 
über den Einzelfall hinausreichender Bedeutung 
vorzuschreiben, hat der Ausschuß für Inneres eben- 
falls einstimmig abgelehnt und beschlossen, an der 
von ihm erarbeiteten Fassung festzuhalten. Er hat 
sich erneut auf den Standpunkt gestellt, daß eine 
solche Regelung zu einer unnötigen Erschwerung 
der Verwaltungsarbeit und zur Verzögerung von 
Entscheidungen führe. Die Fassung sei auch nicht 
genügend klar und könne zu Zweifeln bei der 
Auslegung führen. Schließlich könne die Fassung 
den Eindruck erwecken, als ob Zweifel an der loya- 
len Zusammenarbeit zwischen den Bundesministern 
und dem Bundesminister der Finanzen in Fragen 
mit haushaltsrechtlichen Auswirkungen beständen; 
hierzu bestehe jedoch angesichts der eingespielten 
Verwaltungspraxis kein Anlaß. 


Bonn, den 24. Mai 1960 

Kühn (Bonn) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, ■ 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1080 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 24. Mai 1960 

Der Ausschuß für Inneres 
Kühlthau Kühn (Bonn) 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des Rechts des 

öffentlichen Dienstes 

— Drucksache 1080 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des Rechts 
des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Die in Gesetzen vorgesehenen Zuständigkei- 
ten des Bundesministers der Finanzen auf dem Ge- 
biet des Rechts des öffentlichen Dienstes gehen auf 
|den Bundesminister des Innern über. Solche Zustän- 
digkeiten sind, vorbehaltlich der Absätze 2 und 3, 
insbesondere alle in den folgenden Gesetzen vor- 
gesehener? Zuständigkeiten des Bundesministers der 
Finanzen: 

1. Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1337), 

2. Gesetz zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundes vom 6. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 899) in der Fassung 
des Zweiten Anderungsgesetzes vom 
23. September 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1387) und des § 62 Abs. 2 des Bundes- 
besoldungsgesetzes vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 993), 

3. Bundesministergesetz vom 17. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 407), 

4. Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 114) in der Fassung des 
Anderungsgesetzes vom 20. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 925) und des 
§ 62 Abs. 3 des Bundesbesoldungsge- 
setzes, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des Rechts 
des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen : 

§ 1 

(1) Die in Gesetzen vorgesehenen Zuständig- 
keiten des Bundesministers der Finanzen auf dem 
Gebiet des Rechts des öffentlichen Dienstes gehen 
c(uf den Bundesminister des Innern über. Dies gilt 
insbesondeie, vorbehaltlich der Absätze 2 und 3, für 
alle Zuständigkeiten des Bundesminister der Finan- 
zen in folgenden Gesetzen: 

1. unverändert 


2. Gesetz zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundes vom 6. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 899) in der Fassung 
des Dritten Anderungsgesetzes vom 
3. November 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 
677), 


3. u n V e r a n d e r t 


4. Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 114) in der Fassung des 
Dritten Anderungsgesetzes vom 28. März 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 206), 
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Entwurf 

5. Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 785) in der 
Fassung des § 62 Abs. 4 des Bundes- 
besoldungsgesetzes, 

6. Wehrdisziplinarordnung vom 15. März 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 189), 

7. Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955) in der 
Fassung des § 195 des Bundesbeamten- 
gesetzes und des § 99 des Personalver- 
tretungsgesetzes vom 5. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 477), 

8. Postverwaltungsgesetz vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676), 

9. Erster Abschnitt des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 3. April 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 321), 


10. Bundesbesoldungsgesetz einschließlich 
der Anlage 1 (Bundesbesoldungsord- 
nung A), 

11. Gesetz über Reisekostenvergütung der 
Beamten vom 15. Dezember 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1067) in der nach der Ver- 
ordnung über die Höhe des Tage- und 
Übernachtungsgeldes und des Beschäfti- 
gungstagegeldes der Beamten vom 
20. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1079) maßgebenden Fassung, 

12. Gesetz über Umzugskostenvergütung der 
Beamten vom 3. Mai 1935 (Reichsge- 
setzbl. I S. 566) in der nach der ^Verord- 
nung über Änderungen des Umzugs- 
kostenrechts vom 30. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 191) maßgebenden Fassung, 

13. Wehrsoldgesetz vom 30. März 1957 {Bun- 
desgesetzbl. I S. 308) in der Fassung des 
§ 62 Abs. 5 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes, 

14. Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. Sep- 
tember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1296), 

15. Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
in der Fassung des Dritten Änderungs- 
gesetzes vom 23. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 820, 822) und des Vierten 
Anderungsgesetzes vom 10. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1703). 

(2) Die Zuständigkeiten des Bundesministers der 
Finanzen auf dem Gebiet der Haushaltswirtschaft 
bleiben unberührt. Solche Zuständigkeiten sind in 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
5. u n v e r ä II d e i t 


6. unverändert 

7. u n v e r ä n d e r t 


8. unverändert 

9 . Erster Abschnitt des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversi- 
cherung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 3. April 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 321) und des Zweiten Ande- 
rungsgesetzes vom 7. Dezember 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 705), 

10. Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vom 
28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 207), 

11. u n V e r ä n d (M* t 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 


15. u n V e r ä n d e r t 


(2) Die Zuständigkeit des Bundesininisters dei 
Finanzen auf dein Gebiet der Haushaltswirtschalt 
bleibt unberührt. In den unter Absatz 1 Satz 2 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 1955 


Entwurf 

dem unter Absatz 1 Satz 2 genannten Gesetzen die 
in folgenden Vorschriften vorgesehenen Zuständig- 
keiten des Bundesministers der Finanzen: 

1. § 14 Abs. 4 Buchstabe a und Abs. 5 Satz 1 
und §§ 22, 23, 30 bis 34 des Bundesbahn- 
gesetzes, 

2. §§ 6, 24, 26 und 35 des Postverwaltungs- 
gesetzes, 

3. §§ 18b und 72 Abs. 11 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen, 

4. § 22a des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes. 

(3) Folgende Vorschriften werden wie folgt ge- 
ändert oder ergänzt: 

1. Es werden ersetzt 

a) in § 14 Abs. 5 Satz 1, §§ 22 und 23 
Abs. 1 und 2 des Bundesbahngesetzes 
die Worte „dem Bundesminister der 
Finanzen’* durch die Worte „den Bun- 
desministern des Innern und der Finan- 
zen", 

b) in § 2 Abs. 2 Satz 2 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes die Worte „der Bundes- 
minister der Finanzen" durch die Worte 
„der Bundesminister des Innern im 
Benehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen". 

2. Nach § 7 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der in 
einzelnen Verwaltungszweigen des Lan- 
des Berlin beschäftigten Personen vom 
26. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 397) 
wird als Satz 4 eingefügt: 

„Die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen wird im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern erteilt." 

Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

§ 2 

(1) Das Bundesbeamtengesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 96 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ständige ordentliche Mitglieder sind der 
Präsident des Bundesrechnungshofes als Vor- 
sitzender und der Leiter der Personalrechtsabtei- 
lung des Bundesministeriums des Innern. Nicht- 
ständige ordentliche Mitglieder sind der Leiter 
der Personalabteilung einer anderen obersten 
Bundesbehörde und vier andere Bundesbeamte. 
Stellvertretende Mitglieder sind je ein Bundes- 
beamter der in Satz 1 genannten Behörden, der 
Leiter der Personalabteilung einer weiteren ober- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

genaunteh Gesetzen gilt dies für die Zuständig- 
keiten des Bundesministers der Finanzen in folgen- 
den Vorschriften: 

1. unverändert 

.2. §§ 6, 17 , 20 , 22 , 24, 26 und 35 des Post- 
verwaltungsgesetzes, 

3. unverändert 


4. unverändert 


(3) unverändert 


§ 2 

unverändert 
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Entwurf B e s c h 1 ü s s e d e 

sten Bundesbehörde sowie vier weitere Bundes- 
beamte. 

(3) Die nichtständigen ordentlichen Mitglieder 
sowie die stellvertretenden Mitglieder werden 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag des Bun- 
desministers des Innern auf die Dauer von vier 
Jahren bestellt, davon drei ordentliche und drei 
stellvertretende Mitglieder auf Grund einer Be- 
nennung durch die Spitzenorganisationen der zu- 
ständigen Gewerkschaften." 


2. § 97 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie scheiden aus ihrem Amt als Mitglied des 
Bundespersonalausschusses außer durch Zeit- 
ablauf durch Ausscheiden aus dem Hauptamt oder 
aus der Behörde, die für ihre Mitgliedschaft maß- 
geblich sind, oder durch Beendigung des Be- 
amtenverhältnisses nur unter den gleichen Vor- 
aussetzungen aus, unter denen Mitglieder eines 
Disziplinargerichts wegen rechtskräftiger Ver- 
urteilung im Strafverfahren oder Disziplinarver- 
fahren ihr Amt verlieren; § 60 findet keine An- 
wendung." 

3. § 189 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) ln Angelegenheiten der Richter wirkt im 
Bundespersonalausschuß als weiteres ständiges 
ordentliches Mitglied der Leiter der Personal- 
abteilung des Bundesministeriums der Justiz mit, 
dessen Stellvertreter ein anderer Beamter des 
Bundesministeriums der Justiz ist. Nichtständige 
ordentliche Mitglieder sind vier Richter; sie und 
ihre Stellvertreter müssen Richter auf Lebenszeit 
im Bundesdienst sein. Der Beamte des Bundes- 
ministeriums der Justiz und die Richter werden 
vom Bundesminister des Innern im Einvernehmen 
mit den beteiligten Bundesministern vorgeschla- 
gen, davon drei Richter und ihre Stellvertreter 
auf Grund einer Benennung durch die Spitzen- 
organisationen der Berufsverbände der Richter." 


4. § 191 Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Vorschriften des Abschnittes IV dieses Ge- 
setzes finden Anwendung mit der Maßgabe, 
daß der Bundespersonalausschuß die in § 98 
bezeichneten Aufgaben auch für die Angestell- 
ten und Arbeiter entsprechend wahrnimmt und 
daß an die Stelle der vier anderen Bundes- 
beamten und ihrer Stellvertreter je vier An- 
gestellte oder Arbeiter treten, von denen je 
drei von den zuständigen Gewerkschaften zu 
benennen sind." 

(2) § 27 Abs. 7 des Soldatengesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(7) Auf den Bundespersonalausschuß in der 
Zusammensetzung für die Angelegenheiten der 
Soldaten finden die Vorschriften des Abschnit- 
tes IV des Bundesbeamtengesetzes mit Aus- 


s 6. Ausschusses 


\ 
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Entwurf 

nähme des § 98 Abs. 1 entsprechende Anwen- 
dung, § 96 Abs. 2 und 3 mit folgender Maßgabe: 

Ständige ordentliche Mitglieder sind der Präsi- 
dent des Bimdesrechnungshofes als Vorsitzender, 
der Leiter der Personalrechtsabteilung des Bun- 
desministeriums des Innern und der Leiter der 
Personalabteilung des Bundesministeriums für 
Verteidigung. Nichtständige ordentliche Mitglie- 
der sind der Leiter der Personalabteilung einer 
anderen obersten Bundesbehörde und drei Be- 
rufssoldaten. Stellvertretende Mitglieder sind je 
ein Beamter des Bundesrechnungshofes und des 
Bundesministeriums des Innern, der Leiter der 
Personalabteilung einer anderen obersten Bun- 
desbehörde, ein Beamter oder Berufssoldat des 
Bundesministeriums für Verteidigung und drei 
weitere Berufssoldaten. Der Beamte oder Berufs- 
soldat des Bundesministeriums für Verteidigung 
und die übrigen Berufssoldaten werden vom Bun- 
despräsidenten auf Vorschlag des Bundesmini- 
sters für Verteidigung bestellt." 

§ 3 

Die in tarifrechtlichen Regelungen des öffent- 
lichen Dienstes vorgesehenen Zuständigkeiten des 
Bundesministers der Finanzen gehen auf den Bun- 
desminister des Innern über. 

§ 4 

Nach § 36b der Reichshaushaltsordnung wird 
folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 36c 

Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen, allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften und Richtlinien, 
vor dem Abschluß von Tarifverträgen oder vor 
sonstigen Maßnahmen von grundsätzlicher, über 
den Einzelfall hinausreichender Bedeutung im Be- 
reich des Rechts des öffentlichen Dienstes hat der 
hierfür zuständige Bundesminister die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen herbeizuführen, 
soweit der Bund durch derartige Neuregelungen zu 
Leistungen verpflichtet wird oder verpflichtet wer- 
den kann, welche die nach der jeweils geltenden 
Regelung vorgesehenen Leistungen übersteigen." 

§ 5 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
die durch §§ 1 und 2 geänderten Vorschriften in 
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes ab geltenden 
Fassung bekanntzumachen. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des § 1 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 4 bis 1 und 13, Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 
Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a sowie des § 2 Abs. 2 nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

Nach § 36b der Reichshaushaltsordnung wird fol- 
gende Vorschrift eingefügt: 

36c 

Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen, allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften und Richtlinien 
sowie vor dem Abschluß von Tarifverträgen im 
Bereich des Rechts des öffentlichen Dienstes hat 
der hierfür zuständige Bundesminister die Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen her- 
beizuführen, soweit der Bund durch derartige Neu- 
regelungen zu Mehrausgaben verpflichtet wird." 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
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Drucksache 1955 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

Entwurf B s r It 1 li s s e d e s 

§ 7 § 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 2 mit unveränder 

Wirkung vom 31. Oktober 1957 ab in Kraft; Maß- 
nahmen, die bis zum Tage nach seiner Verkündung 
auf Grund der bisherigen Zuständigkeitsregeiung 
getroffen worden sind, sind wirksam. 

(2) § 2 tritt am Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft. 


ü. Ausschusses 
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